
Unterschiede bei den Miethöhen sind bei 
dem geplanten Mietendeckel nicht vorge-
sehen. Außerdem soll es keine Rolle spie-
len, ob eine Wohnung schon lange vermie-
tet oder neu vermietet wird.

„Die Diskussion um den Mietendeckel 
klingt fast ein bisschen wie ein Angebot 
von ‚Urlaub umsonst‘ – es klingt erst mal 
super, aber am Ende muss doch einer die 
Zeche zahlen. Letztlich kann man kann es 

drehen und wenden wie man will, bezahl-
bares Wohnen kann man nicht durch 
Mietpreisdeckel oder Enteignungsfanta-
sien sichern. Im Gegenteil“, betonte Axel 
Gedaschko, Präsident des Spitzenverban-
des der Wohnungswirtschaft GdW. „Auch 
die jetzt vorgelegten Eckpunkte treffen 
wieder am meisten die Vermieter, die heute 
schon besonders gut bezahlbare Wohnun-
gen anbieten. Sie könnten dann kaum noch 
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Aktuelle Meldungen

Umsätze im Bauhauptgewerbe 
gewachsen

Die Umsätze im Bauhauptgewerbe im 
März 2019 überstiegen die des Vorjah-
resmonats um 18,8 Prozent, im gleichen 
Zeitraum stieg die Zahl der Beschäftigten 
um 3,1 Prozent. Damit verbuchten alle 
Wirtschaftszweige im Baugewerbe zwei-
stellige Umsatzzuwächse im Vorjahresver-
gleich. Dies gab das Statistische Bundes-
amt am 7. Juni 2019 bekannt.� (wi) 

Migrationspaket im Bundestag 
beschlossen

Nach einer hitzigen Debatte hat der 
Bundestag am 7. Juni 2019 ein umfang-
reiches Paket mit Neuregelungen zu 
Abschiebung, Asylrecht und Einwan-
derung verabschiedet. Neben einer 
Regelung zur dauerhaften Wohnsitz-
auflage für Asylbewerber und einem 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz war 
auch das umstrittene „Geordnete-Rück-
kehr-Gesetz“ Teil des Pakets aus insge-
samt sieben Gesetzesentwürfen.� (wi) 

Stromerzeugung durch Wind-
kraft stark angestiegen

Im ersten Quartal 2019 haben Wind-
kraftanlagen in Deutschland 23,2 Prozent 
mehr Strom als im Vorjahresquartal einge-
speist. In absoluten Zahlen sind das 39,6 
Milliarden Kilowattstunden, wie das Sta-
tistische Bundesamt mitteilte. Damit war 
der Anteil der Windkraft an der gesamten 
Stromerzeugung im selben Zeitraum mit 
26,5 Prozent mehr als doppelt so hoch 
wie der der Kernkraft mit 13,2 Prozent, 
gab das Amt anlässlich der Global Wind 
Days zum 15. Juni 2019 bekannt.� (wi) 

Ausgabe 13. Juni 201924

Hauptstadt plant Mietendeckel – verlässliche An-
bieter von bezahlbarem Wohnen werden bestraft 

Berlin – Ein Mietendeckel, der die Hauptstadt-Mieten per Landesgesetz für fünf 
Jahre praktisch „einfriert“. Das plant die für Wohnen zuständige Berliner Stadt-
entwicklungssenatorin Katrin Lompscher (DIE LINKE). Zusätzlich will sie Mietober-
grenzen, anhand denen Mieter eine Absenkung verlangen können sollen, wenn 
ihre bereits vereinbarte Miete darüber liegt. Die Wohnungswirtschaft kritisiert 
die Pläne scharf, denn eine so radikale Maßnahme würde Investitionen in den 
Wohnungsbestand komplett abwürgen – und damit ausgerechnet die Wohnungs-
unternehmen als verlässliche Anbieter von bezahlbarem Wohnraum bestrafen.  

Ein Mietendeckel würde die Wohnungsunternehmen als Anbieter von bezahlbarem Wohnen dazu 
zwingen, ihre Investitionen auf Null zu setzen. 
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MIETRECHT

Investitionen in den so dringend benötig-
ten Wohnungsbau und in die Instandhal-
tung der Gebäude stecken. Und genauso 
drastisch: Wir werden die Klimaschutzziele 
im Gebäudebestand niemals realisieren 
können, wenn die Investitionsmöglichkei-
ten so stark begrenzt werden, ohne dass 
auf der anderen Seite eine umfassende 
Unterstützung des Landes kommt, um die 
Klimaschutzmaßnahmen zu realisieren. Das 
wäre das Ende für das Erreichen der Klima-
schutzziele im Gebäudebereich. 

Die abnehmende Investitionstätigkeit 
infolge eines Mietendeckels bedeutet 
zudem, dass weitere enorm wichtige Maß-
nahmen für mehr altersgerechten Umbau 
und die Digitalisierung unfinanzierbar wer-
den und dadurch einfach ausbleiben. Das 
setzt eindeutig die Zukunftsfähigkeit des 
Wohnstandortes Deutschland aufs Spiel. 
Fest steht: Einer muss die Zeche am Ende 
zahlen. Und wenn das notwendige Geld 
schlichtweg fehlt, wird sich die Wohn-
situation verschlechtern. Der Bund und 
das Land Berlin sollten endlich verstärkt 
um die Ursachen des Wohnungsmangels 
kümmern, anstatt ständig nur die Symp-
tome zu bekämpfen und die Lage so nur 
zu verschlimmern. Bezahlbares Wohnen 

braucht eine starke Wohnraumförderung 
und schnelleres, einfacheres und kosten-
günstigeres Bauen – und nicht noch mehr 
Regulierung.“

„Wir halten einen Mietendeckel mit den 
vorliegenden Eckpunkten für verfassungs-
rechtlich höchst bedenklich“, erklärte 
Maren Kern, Vorstand des BBU Verband 
Berlin-Brandenburgischer Wohnungsun-
ternehmen. „Daneben gibt es aber auch 
noch weitere zentrale Fragen. Soll es auch 
einen Baupreisstopp geben, damit Instand-
haltungsinvestitionen trotz eingefrorener 
Mieten finanzierbar bleiben? Wie soll ver-
mieden werden, dass immer komplizier-
tere Verfahren notwendige energetische 
Modernisierung behindern? Angesichts 
schwarzer Schafe auf dem Mietwohnungs-
markt können Anpassungen des Mietrechts 
aber sinnvoll sein. Wesentlich fokussierter 
als ein Mietendeckel wären hier aber bei-
spielsweise ein Erschweren der Umwand-
lung von Miet- in Eigentumswohnungen, 
ein Kündigungsschutz für Seniorinnen und 
Senioren, mehr Schutz vor Luxusmoderni-
sierungen oder höhere Hürden für Eigen-
bedarfskündigungen.“

Soziales Mietengefüge wird zerstört
Auch wenn ein solcher allgemeiner „Deckel“ 

für viele Mieter vielleicht gut klingt, ist er 
auch aus Sicht der Wohnungsbaugenos-
senschaften in Berlin wesentlich zu kurz 
gedacht. Denn der Deckel zerstöre das wirt-
schaftliche und soziale Mietengefüge der 
sozial verantwortlich agierenden Vermie-
ter und schaffe ein bürokratisches Mons-
ter, da Behörden künftig Miethöhen prüfen 
und Modernisierungsumlagen genehmigen 
müssten – so die Berliner Wohnungsgenos-
senschaften in einer Presseerklärung.

Die Wohnungsgenossenschaften in Berlin 
tätigen hohe Investitionen in Wohnungs-
bestand und Neubau und bieten dennoch 
deutlich unterdurchschnittliche Nettokalt-
mieten an. Auch die Genossenschaften 
müssen in kleinen Schritten ihre Mieten 
erhöhen, um ihre Wohnungen und Häuser 
laufend instand zu halten und zu moder-
nisieren. Dabei machen ihnen auch die 
steigenden Baukosten zu schaffen. Hinzu 
kommen zahlreiche teure gesetzliche Vor-
schriften. Die Berliner Wohnungsgenossen-
schaften sehen deshalb ihre sozialen Mie-
tenstrukturen, ihr gesamtes Wirtschaften 
inklusive der Planungen für die kommen-
den Jahre, das hohe Maß an Instandhal-
tung und letztlich auch die Sicherung von 
Arbeitsplätzen in großer Gefahr. 
� (schi/burk/schr) 

 Fortsetzung von Seite 1
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Niedersächsischer Umweltminister:  
Solarpotenzial niedersächsischer Dächer stärker nutzen

Hannover – Der niedersächsische Umweltminister Olaf Lies (SPD) will den Ausbau der Fotovoltaik in seinem Bundesland 
forcieren. „Beim Windstrom sind wir bundesweit die Nummer 1, der Solarstrom sollte das zweite wichtige Standbein für 
eine klimaneutrale Stromerzeugung werden“, sagte Lies in Hannover.

Für den Ausbau hat er dabei vor allem 
Dachanlagen auf Gewerbeimmobilien im 
Blick. Rein rechnerisch könnten auf Haus- 
und Gewerbedächern bis zu 57.000 Mega-
watt (MW) Solarleistung installiert werden. 
Bislang sind in Niedersachsen insgesamt 
4.000 MW Solarleistung installiert, der 
Zubau im vergangenen Jahr betrug 208 
MW.

Lies forderte Eigentümer von großen 
Gewerbehallen auf, ihre Dachflächen mit 
Blick auf mögliche Photovoltaiknutzung 
zu prüfen. So seien Unternehmen gegen-
über Besitzern von Ein- und Zweifamilien-
häusern zurückhaltender bei Solarinvesti-
tionen auf dem eigenen Dach. Angesichts 

gesunkener Gestehungskosten von sie-
ben bis acht Cent pro Kilowattstunde sei 
dies nicht verständlich. „Die Unterneh-
men sollten die derzeit günstigen Rah-
menbedingungen wahrnehmen, die sich 
vor allem aus den niedrigen Modulprei-
sen und der Einspeisevergütung für den 
überschüssigen Strom ergeben“, so der 
Minister.

Vorgaben für Gewerbehallen-Statik in 
Prüfung
Politische Impulse will Lies ebenfalls liefern. 
Ein Weg könnte dabei das Planungsrecht 
sein. So will das Ministerium nach eigenen 
Angaben prüfen, ob künftig beim Neubau 
von größeren Gewerbehallen die Statik so 
ausgelegt werden müsse, dass die Dächer 
für die Installation von Photovoltaikanlagen 
von vornherein geeignet seien. 

Auf Bundesebene will sich Lies für die 
Abschaffung des Deckels einsetzen, der 

bislang ein Ende der Förderung von Solar-
anlagen auf Dächern vorsieht, sobald 
die installierte Kapazität in Deutschland 
52.000 MW erreicht hat. � (as/schi) 

Hier lesen Sie jede Woche aktuelle Energie-
Meldungen unseres Medienpartners  
energate – Fachmedium für Energiethemen

ENERGIENACHRICHTEN

Medienpartnerschaft 
Die wi kooperiert im Rahmen einer 
Artikelserie zum Themenbereich 
Energie mit dem Medienhaus ener-
gate. Seit dem Jahr 2000 steht ener-
gate für eine aktuelle Berichterstat-
tung über Energiethemen sowie für 
passgenaue Inhalte zur B2B-Kommu-
nikation. Im Rahmen der Kooperation 
erhalten wi-Leser Sonderkonditionen 
auf den Bezug des energate-Infoser-
vices „energate immo“.

 Mehr Infos zu den Sonderkonditionen 

und kostenlose Testoptionen finden Sie  

unter www.energate-immo.de/wi
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dzhyp.de

PARTNERSCHAFTLICH. 
FLEXIBEL. NAH. 
IHR SPEZIALIST FÜR DIE 
WOHNUNGSWIRTSCHAFT.
Die DZ HYP ist ein nachhaltig agierender Partner für die 
deutsche Wohnungswirtschaft. Genossenschaftlichen, 
kommunalen, kirchlichen und weiteren Wohnungs-
unternehmen bieten wir individuelle Finanzierungs-
lösungen mit Zinsbindungen von bis zu 30 Jahren. 
Wir stehen Ihnen bei allen Neubau-, Modernisierungs- 
und Sanierungsvorhaben zur Seite - schnell, individuell 
und verantwortungsvoll. Profitieren Sie von unserem 
umfassenden Leistungsspektrum als ganzheitlich 
aufgestellter Immobilienspezialist. 
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Anzeige

Hessischer Wohnungsminister legt deutlich ausgeweitete Mietpreisbremse vor

Frankfurt am Main – Der hessische Wohnungsminister Tarek Al-Wazir hat am 6. Juni 2019 eine deutlich ausgeweitete Miet-
preisbremse für sein Bundesland vorgestellt, die im Sommer in Kraft treten soll. Die Wohnungswirtschaft im Südwesten 
kritisierte die zunehmende Regulierung und das Ausbleiben echter Lösungen. 

„In vielen hessischen Kommunen und 
gerade in Ballungszentren herrscht seit 
Jahren ein angespannter Wohnungs-
markt. Steigende Mieten sind die Folge. 
Die Politik ist hier gefragt, tragfähige 
Lösungen zu entwickeln. Wir sehen es 
jedoch kritisch, dass dabei vermehrt auf 
regulatorische Mittel gesetzt wird, anstatt 
die Ursache des Problems zu lösen“, 
erklärte dazu Dr. Axel Tausendpfund, 
Vorstand des Verbandes der Südwest-
deutschen Wohnungswirtschaft (VdW 
südwest). „Die deutliche Ausweitung 
der Mietpreisbremse, wie sie nun vorge-
stellt wurde, ist eine Scheinlösung. Sie 
wird keine einzige der dringend benötig-
ten bezahlbaren Wohnungen schaffen. 
In Hessen fehlen bis 2040 über 500.000 
Wohnungen. Aus unserer Sicht kann nur 
der Bau neuer Wohnungen dem hohen 
Mietpreisniveau nachhaltig entgegenwir-
ken. Der VdW südwest lehnt die Miet-
preisbremse ab, weil sie nicht geeignet 
ist, die aktuelle Wohnraumknappheit zu 
lindern. Eine ausreichende Zahl von Woh-
nungen ist der beste Mieterschutz.“

Dabei lägen die Lösungen, so Tausend-
pfund, auf der Hand: „Wir brauchen 
schnell ein Planungs- und Baubeschleuni-
gungsgesetz, verstärkte interkommunale 
Zusammenarbeit und eine aktive und vor-
ausschauende Liegenschafts- und Boden-
politik der Städte und Kommunen. Das 

Land muss Anreize für die verstärkte Aus-
weisung von Bauland setzen und Kom-
munen sollten die Grundstücke nach dem 
Gebot der Konzeptvergabe und nicht zu 
Höchstpreisen abgeben. Die Ergebnisse 
der Baukostensenkungskommission müs-
sen umgesetzt werden, um der Kostenex-

plosion im Baubereich entgegenzuwirken. 
Dazu zählt auch die Unterstützung und 
Förderung von Ansätzen für serielle und 
modulare Bauweisen. Wir fordern das Land 
und die Kommunen auf, diese Lösungen 
für mehr bezahlbaren Wohnraum in Hes-
sen aktiv anzugehen!“ � (mül/schi) 

WOHNZUKUNFTSTAG

Am 19. Juni ist Wohn
ZukunftsTag 2019 

Neben einer Vielzahl von Ausstellern erwar-
ten Sie auf dem Innovationskongress der 
Wohnungswirtschaft eine Reihe spannen-
der Fachpanels und Workshops rund um 
die neusten „Unternehmenstrends 2035“. 
� (koch) 

 Ein detailliertes Veranstaltungsprogramm 

finden Sie hier: https://bit.ly/2LE7PN8 

Anmeldung unter: https://bit.ly/2J7C4JU 

BRANCHENTRENDS
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LebensRäume nachhaltig gestalten –  
Verbandstag 2019 der baden-württembergischen Wohnungswirtschaft

Heilbronn – Wie wollen und werden wir künftig wohnen und leben? Dieser Frage stellten sich die Referenten und Disku-
tanten beim Verbandstag des Verbandes baden-württembergischer Wohnungs- und Immobilienunternehmen (vbw) Ende 
Mai 2019 in Heilbronn. Der Verbandsvorsitzende Peter Bresinski setzte sich bei der Begrüßung der rund 300 Teilnehmer mit 
der derzeitigen Wohnungs- und Klimapolitik der Landesregierung in Baden-Württemberg auseinander. „Wer das Klima ret-
ten will, muss die Menschen mitnehmen. Er muss damit aber auch klar unangenehme Wahrheiten aussprechen“, so Bresin-
ski und zielte dabei auf die Kosten ab, die die Mieter von energieeffizienten oder passiven Gebäuden zu tragen haben.

Im Moment mangele es in Baden-Würt-
temberg am Neubau. „Für den Neubau 
braucht es vor allen Dingen mehr Flä-
chen, um mehr bauen zu können. Des-
halb ist insbesondere bei den Kommunen 
der politische Wille zu mehr Wohnungs-
bau gefragt“, so Peter Bresinski. Wichtig 
sei eine Stadtentwicklung, die nicht an der 
Ortsgrenze halt macht, sondern bei der sich 
die Kernstädte mit den Umlandgemeinden 
intensiv abstimmen. „Wir brauchen eine 
Regionalplanung, bei der die Infrastruktur 
beachtet und bei der Innen- und Außen-
entwicklung einbezogen wird“, sagte Bre-
sinski. Er plädierte für Konzeptvergaben, 
Deregulierungen und eine Priorisierung 
beim Wohnungsbau, insbesondere beim 
Geschosswohnungsbau.

Mehr Dichte und Nähe beim Wohnen
Dass mehr Dichte und Nähe das Wohnen 
der Zukunft bestimmen werden, machten 
auch Oliver Toellner von der Bundesgar-
tenschau (BUGA) Heilbronn und Andreas 
Hofer, Intendant der Internationalen Bau-
ausstellung (IBA) 2027 StadtRegion Stutt-
gart, deutlich. Beide betonten, dass dies 
nur im Zusammenhang mit einer beson-
ders gelungenen Gestaltung des öffentli-
chen Raumes, mit Grünflächen und Begeg-
nungsräumen umsetzbar sei. Heilbronn 
hat auf dem Gelände der BUGA 30 Hektar 
Stadtentwicklungsfläche, die zentrumsnah 
und am Flussufer gelegen Platz für ‚Blühen-
des Leben in Heilbronn‘ und 800 Menschen 
eine Heimat bietet. Heilbronn profitiere 
von der nachhaltigen Planung, bei der bei-
spielsweise die Gebäude auf dem BUGA-
Gelände unter anderem aus Holz oder mit 
Begrünung errichtet wurden, beispiels-
weise das höchste Holzhochhaus, dem die 
Stadtsiedlung Heilbronn den Namen Skaio 
gegeben hat. Nach der BUGA sollen auf 

dem Gelände am Neckarbogen weitere 
Wohngebiete entstehen.

Bezahlbar, hochqualitativ, flexibel, 
vernetzt
Bei der Podiumsdiskussion zum Thema 
„LebensRäume nachhaltig gestalten“ 
betonte Dr. Magdalena Szablewska, 
Geschäftsführerin der Freiburger Stadtbau 
GmbH (FSB), die Aspekte der sozialräum-
lichen Durchmischung, den Mix zwischen 
gebautem Raum und Freiräumen, die Infra-
struktur sowie Dichte und Ressourcenscho-
nung in den Quartieren. Die drei Dimensio-
nen der ökonomischen, ökologischen und 
sozialen Nachhaltigkeit hätten eine hohe 
Bedeutung für das individuelle Wohlgefühl 
der Menschen vor Ort. Gelungene Quartiere 
zeichnen sich durch Bezahlbarkeit, Quali-
tät, flexible Nutzung, gute Infrastruktur und 
hohe Ansprüche an die öffentlichen Räume 
aus. „Wir haben gelernt, dass Begegnungs-
räume und Vernetzung für die Bewohner 
wichtig sind“, sagte Toellner mit Verweis 
auf gemeinschaftlich genutzte Dachterras-
sen. Hofer äußerte in Bezug auf neue Bau-
materialien: „Wir müssen weggehen von 
der Betrachtung der Erstellungskosten und 
uns auf die Lebenszykluskosten konzentrie-
ren“. Er sprach sich in diesem Kontext für 
leicht reparierbare und flexibel anpassbare 
Bauweisen aus. Zudem werde die Digitali-
sierung und Robotik einen ganz neuen Ein-
fluss auf den Wohnungsbau nehmen. 

Ein anderes Denken forderte Bresinski in 
Bezug auf die Klimawende. „Immer mehr 
Polystyrol auf den Außenwänden bringt 
uns nicht mehr weiter, mehr dämmen kön-
nen wir nicht. Wir müssen künftig über 
CO2-Vermeidung in den Quartieren nach-
denken“. Auch Hofer blickt diesbezüglich 
positiv in die Zukunft: „Wenn die Automo-

bilwirtschaft bis zum Jahr 2040 CO2-Neu-
tralität erreichen will, müsste die Immobi-
lienwirtschaft dies doch schneller schaffen 
können, oder?“, fragt er provozierend. 
Toellner sieht bei der Primärenergieeinspa-
rung hohes Potenzial, das beispielsweise 
auch durch eine Forschungsförderung der 
Politik gehoben werden könnte. 

„Was ist uns das Wohnen wert?“
Die politische Dimension beleuchtete Axel 
Gedaschko, Präsident des GdW. Als Leit-
planken für eine CO2-Bepreisung fordere 
die Wohnungswirtschaft von der Politik, 
dass sie das Ordnungsrecht entschlacke 
und auf CO2 umstelle, dass sie die Förde-
rung ändere in Bezug auf eine CO2-Minde-
rung und dass sie die dezentrale Energieer-
zeugung ermögliche. „Das Grundproblem 
des Kosten-Nutzen-Verhältnisses muss 
gelöst werden“, sagte er. Doch das nur am 
Rande. Unter dem Titel ‚Was ist uns das 
Wohnen wert?‘ setzte Gedaschko die der-
zeitigen interessengeleiteten Diskussionen 
um Enteignungen von Wohnungsunter-
nehmen, um Mietendeckel und die Umla-
gefähigkeit der Grundsteuer in den Fokus. 
„Diese Diskussionen sind gefährlich für 
den Wirtschafts- und Investitionsstandort 
Deutschland“, warnte er. Die Wohnungs-
wirtschaft stünde zudem vor vielfältigen 
weiteren Herausforderungen. Dazu zählen 
neben dem bezahlbaren Wohnungsneu-
bau, die Instandsetzung und Sanierung des 
Wohnungsbestandes, die Energiewende, 
der altersgerechte Umbau, die Digitalisie-
rung und der Stadtumbau. „Bis 2030 wer-
den all diese Maßnahmen summa sum-
marum Investitionen von mindestens 566 
Milliarden Euro erfordern. Dafür bedarf es 
eines gesamtgesellschaftlichen Konsens“, 
betonte er. Darauf gelte es hinzuwirken. 
� (schu/schi) 

Dr. Iris Beuerle, Verbandsdirektorin der Woh-
nungswirtschaft in Baden-Württemberg

Peter Bresinski (vbw), Oliver Toellner (BUGA), Moderatorin Martina Meisenber, Dr. Magdalena 
Szablewska (FSB) und Andreas Hofer (IBA) (v. l.) diskutierten über die Wohn- und Bauzukunft.
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WEITERBILDUNG

Wohnraum für Geflüchtete� 25. September 2019, Berlin

Das Seminar „Aufenthaltsstatus von Geflüchteten in Deutschland und rechtliche Aspekte 
bei der Wohnungssuche“ gibt zunächst einen Einblick in die allgemeinen Strukturen des 
Aufenthaltsrechts. Es wird erläutert, welche Bedeutung welche Papiere der Ausländerbe-
hörde haben. In einem zweiten Teil werden die Ansprüche auf Sozialleistungen und die 
damit verbundenen rechtlichen und praktischen Probleme bei der Wohnungssuche von 
Geflüchteten behandelt. Weitere Schwerpunkte sind außerdem Asylantrag und Ablauf 
des Asylverfahrens, sozialrechtliche Grundlagen für die Mietkostenübernahme, Sonderfall 
Berechtigungsschein mit Duldung, Ankündigung von Mieterzuzug sowie Unterstützung 
durch soziale Träger und Netzwerkarbeit. 
Weitere Infos: BBA, Mathias Busch, Telefon: 030/23085516, E-Mail: mathias.busch@bba-campus.de, 

Internet: www.bba-campus.de

Digitalisierungskompetenzen für Azubis� ab 7. Oktober 2019, Bochum

Mit dem Aufbau von digitalen Kompetenzen sollte so früh wie möglich begonnen werden. 
Die Seminarreihe „Azubi Digital – Digitalisierungskompetenzen für Auszubildende“ behan-
delt das für den Berufsalltag notwendige Verständnis von Digitalisierung und die damit 
einhergehenden notwendigen Digitalisierungskompetenzen über die bloße Smartphone-
Nutzung hinaus. Inhaltliche Schwerpunkte sind unter anderem die Möglichkeiten von Social 
Media und Anforderungen an den Datenschutz, Digitalisierung und Immobilienwirtschaft, 
neue und digitale Kompetenzen für Mitarbeiter, Teamarbeit 4.0: Digitale Hilfsmittel und 
Strukturen in virtuellen Teams sowie Projektmanagement und innovative Problemlösungs-
ansätze. Die Seminarreihe wird als Blended-Learning-Konzept angeboten. Über mehrere 
Wochen werden die Inhalte in unterschiedlichen Formaten, wie beispielsweise Workshops, 
Vorträgen, Webinaren und virtuellen Arbeitsphasen in Kleingruppen behandelt. 
Weitere Infos: EBZ, Andrea Bohn, Telefon: 0234/9447575, E-Mail: akademie@e-b-z.de,  

Internet: www.e-b-z.de 

Normen im Gebäudebetrieb� 17. Oktober 2019, Stuttgart

Im Bereich des Gebäudemanagements und speziell des Gebäudebetriebs gibt es eine sehr 
große Anzahl an Normen und Richtlinien. Die im Gebäudemanagement tätigen Personen 
sind oft Quereinsteiger aus anderen Berufsgruppen und daher mit den grundlegenden 
Normen nur wenig vertraut. Hieraus resultieren Verbesserungspotenziale für den Umgang 
und die Nutzung von Begriffen oder der Gestaltung von Dienstleistungsverträgen. In ver-
schiedenen Praxisbeispielen werden die Inhalte und die Anwendungsfelder der Normen 
im Bereich Gebäudebetrieb, Instandhaltung, Energiemanagement und IT-Systeme aufge-
zeigt. Die Einführung erfolgt sowohl für strategische Bereiche des Gebäudemanagements 
als auch für operative Details.
Weitere Infos: AWI, Annette Röckel, Telefon: 0711/16345601, E-Mail: roeckel@awi-vbw.de,  

Internet: www.awi-vbw.de

Die web-Präsenz der wi finden Sie unter www.
haufe.de/immobilien in der rechten Seitenhälfte, 
indem Sie bis zum Menüpunkt „Zeitschriften” nach 
unten scrollen und dort anhand der Menüpfeile die 
wi auswählen. 

Um das Online-Archiv der wi nutzen zu können, 
klicken Sie oben rechts auf „Anmelden” und 
geben dort Ihre E-Mail-Adresse und Ihr Passwort 
ein. Sollten Sie noch über kein Benutzerkonto auf  
www.haufe.de verfügen, können Sie unter „Neu-
registrierung” ein Konto anlegen.

Nach der Anmeldung erscheint oben rechts, neben 
Ihrem Benutzernamen unter „Meine Produkte star-
ten”, die wi. Anschließend können Sie alle Ausga-
ben der wi als Blätter-PDFs auf Ihrem PC, Tablet oder 
Smartphone anschauen. Sollte das nicht der Fall sein, 
wenden Sie sich bitte an das Haufe-Service-Center 
unter 0800-7234253 (kostenlos) und geben dort 
Ihre E-Mail-Adresse an. Diese wird dann mit Ihrem 
Print-Abonnement der wi verknüpft – anschließend 
erscheint die wi als Online-Produkt in Ihrer Übersicht.
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Sie brauchen eine Finanzierung?
Investieren Sie jetzt und schreiben Sie uns: wohnen@dkb.de
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Zum Landes-Mietendeckel  – Gesetze sind keine ‚Tweets‘

ZAHL DER WOCHE

Prozent der im Jahr 2018 neu errichte-
ten Wohngebäude werden mit erneu-
erbaren Energien beheizt. In fast der 
Hälfte, das heißt in 47,2 Prozent der 
insgesamt 107.200 neuen Wohnge-
bäude, waren erneuerbare Energien 
die primäre, also die überwiegend ein-
gesetzte Energiequelle. Wie das Sta-
tistische Bundesamt weiter mitteilte, 
haben die erneuerbaren Energien 
damit erstmals Gas von Platz eins bei 
den primären Energiequellen für das 
Heizen verdrängt. Gas wurde 2018 nur 
noch in 43 Prozent der Wohnungsneu-
bauten als primäre Energiequelle ein-
gesetzt. 2017 hatte der Anteil von Gas 
noch 47,4 Prozent betragen, gefolgt 
von den erneuerbaren Energien mit 
43,3 Prozent. Die übrigen Energiequel-
len – unter anderem Fernwärme, Öl 
und Strom – erreichten 2018 zusam-
men 9,8 Prozent, 2017 waren es 9,3 
Prozent. Werden Wohnungsneubau-
ten primär mit erneuerbaren Energien 
beheizt, so geschieht dies vor allem 
mit Umweltthermieanlagen (71,1 Pro-
zent), die Wärme aus der Luft oder 
dem Wasser entziehen, oder Geother-
mieanlagen (16,1 Prozent), die Wärme 
im Erdinnern nutzen. �

66,6   

16. DW-Zukunftspreis der Immobilienwirtschaft verliehen

Mit insgesamt drei Auszeichnungen haben 
Aareon und das Fachmagazin „DW Die 
Wohnungswirtschaft“ Unternehmen mit 
besonders innovativen Projekten zur Umset-
zung von digitalen Arbeitsprozessen gewür-
digt. Axel Gedaschko, Präsident des Spitzen-

Recht so

In Bundesländern mit angespannten Wohnungsmärkten wird über die Einführung eines 
„Landes-Mietendeckels“ diskutiert. Juristische Grundlage für einen solchen Mietende-
ckel ist insbesondere ein Rechtsgutachten für die Fraktion der SPD im Abgeordnetenhaus 
von Berlin, erstellt von Prof. Mayer und Prof. Artz, beide von der Universität Bielefeld. Die 
Gutachter kommen zu dem Ergebnis, dass dem Land eine Gesetzgebungskompetenz für 
einen Mietendeckel zustehe. Ab einem Zeitpunkt, der nicht vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes liegt, kann für einen befristeten Zeitraum untersagt werden, das Recht zur Miet-
erhöhung nach § 558 BGB auszuüben und sich – bei Neuvermietung – auf die Ausnah-
mevorschrift der Vormiete im Rahmen der Mietpreisbremse zu berufen. Mieterhöhungen 
nach § 559 BGB (Modernisierung) bleiben aber möglich. Insofern geht das Eckpunktepa-
pier der Berliner Bausenatorin, das etwa Modernisierungsmaßnahmen nicht vom Mieten-
deckel ausnimmt, über das Gutachten hinaus. Hauptargument für die Zuständigkeit des 
Landes ist unter anderem, dass sich eine gesonderte Regulierungsschicht am öffentlichen 
Mietrecht beschreiben lasse. Verwiesen wird etwa auf Zweckentfremdungsgesetze.  �  

„Mit einem Mietendeckel würde man juristisches Neuland betreten. Das 
Mayer/Artz-Gutachten verhält sich im verfassungsrechtlichen Teil allein 
zur Frage der Zuständigkeit des Landesgesetzgebers. Der mietrechtliche 
Teil von Prof. Artz erklärt sich aufgrund seiner rechtlichen Expertise zur 
Frage der Verfassungsmäßigkeit kaum. Insofern fehlt es also an einer 
umfassenden verfassungsrechtlichen Prüfung. Ob ein Gesetz geeignet, 
erforderlich oder verhältnismäßig wäre, konnte nicht geprüft werden.  Auch eine Prü-
fung anhand der Eckpunkte der Berliner Bausenatorin, die mehr vorschlägt, als selbst 
die Gutachter für zulässig halten, fehlt. Der Verweis auf ein öffentliches Mietrecht, 
mit der die Landeszuständigkeit begründet wird, dürfte fraglich sein. Zweckentfrem-
dungsgesetze dienen ebenso wie Wohnungsaufsichtsgesetze eher der Gefahrenab-
wehr. Sie sichern Nutzung und Erhalt der Wohnung in seiner Funktion. Eine Prüfung 
der Frage, warum Ungleiches gleich behandelt werden soll (Art. 3 GG), warum ein 
Mietendeckel also auch für Luxuswohnungen gelten soll oder für Personen mit höhe-
rem oder hohem Einkommen, fehlt. Bedenklich aber ist, dass seit dem Gesetz zur 
energetischen Modernisierung von Wohnraum versucht wird, gesamtgesellschaftli-
che Probleme mit dem Mietrecht zu lösen. Was vor kurzem noch richtig war und der 
Umwelt diente, wird heute anders gesehen. Insofern sind Gesetze keine ‚Tweets‘, 
sondern müssen langfristig greifen und für eine Vielzahl von unterschiedlichen Fällen 
durchdacht sein.“ �  

EXPERTENMEINUNG von Carsten Herlitz Justiziar des GdW
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verbandes der Wohnungswirtschaft GdW 
und Schirmherr des DW-Zukunftspreises 
der Immobilienwirtschaft, überreichte die 
Trophäen im Rahmen des Aareon-Kongres-
ses am 7. Juni 2019 in Garmisch-Parten-
kirchen an die Joseph-Stiftung, kirchliches 

Wohnungsunternehmen aus Bamberg, 
die Unternehmensgruppe Nassauische 
Heimstätte/Wohnstadt aus Frankfurt und 
die Vivawest Wohnen GmbH aus Gelsen-
kirchen. Unter der Überschrift „Digitale 
Arbeitswelten“ haben die drei Preisträger 
beispielhafte, digitale Lösungsansätze zur 
Bewältigung operativer und strategischer 
Aufgaben gefunden. � (fich/koch) 

 Mehr zu den einzelnen Preisträgern und Pro-

jekten finden Sie unter: https://bit.ly/2WCuL49
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